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Vorwort 

Der Bundesstaat ist ein komplexes und labiles Gebilde; komplex in 
bezug auf das vielschichtige Übereinandergreifen  der Kompetenzen, die 
komplementäre Überlagerung der Aufgaben, die enge Verzahnung der 
zwischen Bund und Gliedstaaten geteilten Sphären eigenständiger Ver-
antwortung; labi l durch die ständig neu auszulotende Balance des 
politischen Eigengewichts von Bund und Ländern, durch die Gefahr 
einseitiger Gewichtsverlagerungen im bundesstaatlichen Kräfteparal-
lelogramm und der damit verbundenen Störungsanfälligkeit  des bun-
desstaatlichen Systems. 

Den Gemeinschaftsaufgaben  von Bund und Ländern kommt für beide 
Charakteristika des Bundesstaats eine besondere Bedeutung zu. Sie 
sind Ausdruck der komplexen bundesstaatlichen Struktur, da sie die 
enge Verbindung gemeinsamer Aufgabenerfüllung  im Bundesstaat der 
Gegenwart bezeichnen und anerkennen. Darüber hinaus stellen sie aber 
auch einen Stabilisator im bundesstaatlichen Kräftefeld  dar, wei l sie 
die gleichberechtigte Zusammenarbeit der föderativen Partialordnungen 
gewährleisten und damit eine einseitige Okkupation der Kompetenzen 
verhindern. 

Die Staatspraxis von Bund und Ländern hat sich bereits in der Ver-
gangenheit in steigendem Maße der Gemeinschaftsaufgaben  zur Wahr-
nehmung gesamtstaatlicher Belange angenommen und sich dabei viel-
fältiger verfassungsrechtlicher  Institute bedient oder auch parakonstitu-
tionelle Formen föderaler  Zusammenarbeit gefunden. Durch die Finanz-
reform im Jahre 1969 sind die Gemeinschaftsaufgaben  im Grundgesetz 
verankert und auch in anderen verfassungsrechtlichen  Neuregelungen 
anerkannt oder vorausgesetzt worden. 

Die Vielfalt der Gemeinschaftsaufgaben  von Bund und Ländern im 
bisherigen Sinn, ihr Bedeutungswandel durch die spezifische Einführung 
ins Grundgesetz und ihre weiterbestehenden vielgestaltigen Formen 
in teils hergebrachter, teils durch verfassungsrechtliche  Änderungen 
abgesicherter Weise gebieten die Einordnung dieser verschiedenen 
Ebenen der Gemeinschaftsaufgaben  in das übergeordnete System des 
Grundgesetzes, wobei sich insbesondere eine sachliche und funktionelle 
Überprüfung  der Gemeinschaftsaufgaben  am Maßstab der Verfassung 
als erforderlich  erweist. 
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Die vorliegende Arbeit möchte vor allem einen Beitrag dazu leisten 
und darüber hinaus die Gemeinschaftsaufgaben  in den übergreifenden 
Zusammenhang einer dem Wesen des Bundesstaats entsprechenden 
Entwicklungstendenz zum kooperativen Bundesstaat einordnen. Inso-
fern verstehen sich ihre Ausführungen als Prolegomena einer neuen 
Theorie des Bundesstaates. 

Die Untersuchung wurde von der Juristischen Fakultät der Univer-
sität München im Sommer 1969 als Dissertation angenommen. Bei ihrer 
Abfassung lag die grundgesetzliche Neuregelung der Gemeinschaftsauf-
gaben nur in Form von Kommissionsgutachten und Regierungsentwür-
fen vor, die allerdings in ähnlicher oder meistens sogar derselben 
Fassung in das Grundgesetz eingeführt  wurden, so daß sich am Ergebnis 
der Arbeit nichts geändert hat. Für die Drucklegung wurde die Unter-
suchung überarbeitet. Das Schrifttum konnte noch bis Apr i l 1970 be-
rücksichtigt werden. 

Meiner Frau habe ich für aufopferungsvolle  Mitarbeit bei der Über-
arbeitung und Durchsicht des Manuskripts zu danken. 

Mein besonderer Dank gi l t auch meinem verehrten Lehrer, Herrn 
Staatsminister a. D. Prof.  Dr. Theodor Maunz, dem ich für seinen väter-
lichen Rat und die stets gewährte vielfältige Unterstützung zutiefst 
verpflichtet bin. 

Dem deutschen Bundesrat und seinem Direktor, Herrn Ministerial-
direktor Dr. Pfitzer,  darf  ich für eine finanzielle Unterstützung der 
Drucklegung, Herrn Ministerialrat a. D. Dr. Broermann für die bereit-
wi l l ige Aufnahme der Arbeit in sein Verlagsprogramm meinen auf-
richtigen Dank aussprechen. 

München, im Mai 1970 
Burkhard  Tiemann 
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Einleitung 

I . Einführung in die verfassungsrechtliche Problematik 
der Gemeinschaftsaufgaben 

Gemeinschaftsaufgaben  zwischen Bund und Ländern im umfassen-
deren System eines kooperativen Föderalismus stehen heute im Mit tel-
punkt der Diskussion um die Weiterentwicklung der föderativen Ord-
nung der Bundesrepublik Deutschland. 

Die staatsrechtliche Bedeutung der Gemeinschaftsaufgaben  und die 
Grenzen ihrer Zulässigkeit berühren Grundfragen  nach Inhalt, Wert 
und Ausgestaltung der bundesstaatlichen Struktur des Grundgesetzes. 
Dabei w i rd häufig, wenn von Gemeinschaftsaufgaben  gesprochen wird, 
die verfassungspolitische Frage in den Vordergrund gestellt, welche 
Aufgaben dem Bund, welche den Ländern und welche beiden gemein-
sam zustehen sollen. Für das Staatsrecht handelt es sich aber vor allem 
darum, welche Hechtssätze gelten, falls eine bestimmte Aufgabe durch 
das Grundgesetz zur Gemeinschaftsaufgabe  erklärt w i rd oder von Bund 
und Ländern in sonstiger zulässiger Weise gemeinsam wahrgenommen 
wird 1 . 

Es ist also unabhängig von föderalistischem oder unitarischem 
Wunschdenken2, das die Auseinandersetzung um die bundesstaatliche 
Ordnung in einen — wie es Scheuner 3 ausgedrückt hat — „juristischen 
Stellungskrieg" der Kompetenzabgrenzungen zwischen Bund und Län-
dern verwandelt hat, zu klären, wo das Grundgesetz überhaupt Ge-
meinschaftsaufgaben  vorgesehen hat und in welchem Umfang eine 
Kooperation von Bund und Ländern verfassungsrechtlich  zulässig sein 
kann. 

Der Begriff  der Gemeinschaftsaufgabe  als notwendiger Koopera-
tionsform im Bundesstaate ist frühzeitig nach Inkrafttreten  des Grund-
gesetzes in der juristischen Diskussion herausgebildet worden. Ansätze 
finden sich bereits bei Fischer-Menshausen 4, der darauf hingewiesen 

1 Maunz,  BayVBL 1968, S. 62. 
2 Au f die ideologische Färbung solcher unfruchtbarer  Auseinandersetzun-

gen, die oft politische Intentionen m i t verfassungsrechtlicher  Argumentat ion 
verbrämen, weist Herzog,  JuS 1967, S. 193, 198 hin. 

8 DÖV 1966, S. 519. 
4 DÖV 1952, S. 673. 

2* 
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hatte, eine Reihe staatlicher Aufgabengebiete sei so geartet, daß sich 
auf ihnen der Bund und die Länder gleichzeitig betätigen könnten. I n 
den amtlichen Sprachgebrauch wurden die Gemeinschaftsaufgaben 
durch die sogenannten Finanzreformgesetze  des Jahres 19555 eingeführt. 
I n Ziffer  53 des Entwurfs zu diesen Gesetzen werden hierunter jene 
Aufgaben verstanden, bei denen die Verantwortung für die Wahrneh-
mung von mehreren Gebietskörperschaften  verschiedener Ordnung ge-
meinsam getragen wird. I n Ziffer  62 heißt es, die Regel, daß der Inhaber 
der Verwaltungskompetenz die aus der Kompetenzausübung resultie-
rende finanzielle Last zu tragen habe, ergebe auf die Frage nach dem 
„richtigen" Lastenträger dann keine zweifelsfreie  Antwort, wenn im 
Einzelfall die Kompetenzfrage ihrerseits zweifelhaft  sei: Es gebe Auf-
gabenbereiche, bei denen die Funktionen so verzahnt seien, daß eine 
trennscharfe  Analyse der Zuständigkeitsverhältnisse nicht möglich er-
scheine. Ebenfalls im Jahre 1955 bereits bezeichnete Hettlage6 die „neue 
verfassungsrechtliche  Theorie" der Gemeinschaftsaufgaben  als von er-
heblichem finanziellem Gewicht. Eine systematische Untersuchung der 
Kooperationsformen zwischen Bund und Ländern nahmen Kölble  und 
Klein  in ihren Vorträgen auf dem diesem Thema gewidmeten 29. Staats-
wissenschaftlichen Fortbildungskursus der Hochschule Speyer 19617 vor. 
Sie gingen dabei von anderen Prämissen aus als Patzig 8, der in erster 
Linie die Gemeinschaftsaufgaben  unter den finanzverfassungsrecht-
lichen Gesichtspunkten des Lasten Verteilungsgrundsatzes in Art . 106 IV 
GG würdigte. 

Parallel mi t der Diskussion um die Gemeinschaftsaufgaben  wurden 
Erörterungen darüber angestellt, inwieweit die Struktur unseres 
Grundgesetzes nicht einen kooperativen Bundesstaat statuiert. Es ist 
in erster Linie Scheuners  Verdienst, den Gedanken des aus der ameri-
kanischen Staatsrechtslehre stammenden Begriffs  des cooperative feder-
alism für unsere föderative Ordnung fruchtbar  gemacht zu haben. 
So hat er 1962 ausgeführt 9, es sei ein Kennzeichen der formalistischen 
Bundesstaatslehre, daß sie den Kern des Bundesstaats allein in der 
Kompetenzverteilung sehe, auf deren Probleme es ausschließlich aber 
nicht ankomme. Zwar gehöre zum Bundesstaat eine Teilung der Auf-
gaben, zugleich aber auch ein reiches Zusammenspiel des Ganzen und 
der Glieder. Gerade in den Formen der Zusammenarbeit zwischen 
Bund und Ländern, aber auch in den Mit te ln des indirekten Einflusses 
wie durch Finanzzuweisungen und finanzielle Hilfen werde das bundes-

5 Entwur f  eines Finanzverfassungs-,  eines Finanzanpassungs- und eines 
Länderfinanzausgleichsgesetzes, BT-Drucks. II/480. 

6 W D S t R L 14 (1956), S. 19. 
7 Schriftenreihe  der Hochschule Speyer, Bd. 11 (1961). 
8 AÖR 86 (1961), S. 296. 
* DÖV 1962, S. 641 f. 
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staatliche Leben besonders bewegliche Formen zeigen. Der kooperative 
Föderalismus statuiert also einen Föderalismus, der sich die Bewäl-
tigung der Staatsaufgaben durch ineinandergreifende  Zusammenarbeit 
von Bund und Ländern angelegen sein läßt. Die Diskussion darüber, 
inwieweit dieses Ziel mi t dem föderalistischen Prinzip des Grundge-
setzes in Einklang steht, das Bund und Länder nicht wie der dualistische 
Föderalismus amerikanischer Provenienz (dual federalism) als streng 
getrennte Sphären betrachtet, hält noch an und w i rd noch eingehend 
zu erörtern sein. 

In die Richtung eines sich wandelnden Selbstverständnisses unserer 
föderativen Organe im Hinblick auf kooperative Aufgabenerfüllung 
ging auch der Beschluß der Ministerpräsidentenkonferenz  vom 10. bis 
12. Jul i 1963 in Saarbrücken, auf der einstimmig die Entschließung10 

gefaßt wurde, die unfruchtbare  verfassungspolitische Auseinanderset-
zung mi t dem Bund durch eine verfassungs- und sachgerechte Ordnung 
der Aufgaben und ihrer Finanzierung zu beenden und einen Verfas-
sungsfrieden von Dauer herzustellen. Dazu bedürfe es der einwand-
freien Klärung, welche Aufgaben nur gemeinschaftlich von Bund und 
Ländern wahrgenommen werden könnten, und welche Aufgaben ein-
deutig in die Zuständigkeit des Bundes oder der Länder fielen. Eine 
ähnliche Formulierung, nämlich die Klärung der Frage, in welchem 
Rahmen und nach welchen Regeln der Bund und die Länder für be-
stimmte Aufgaben gemeinsam die Verantwortung tragen und die 
Mi t te l aufbringen sollen (Gemeinschaftsaufgaben) 11, wurde auch dem 
Auftrag der Bundesregierung und der Ministerpräsidenten der Länder 
an die Sachverständigenkommission für die Finanzreform zugrunde-
gelegt. Diese Kommission, die ein Gutachten zur Vorbereitung einer 
umfassenden Finanzreform erstellen sollte, und die nach ihrem Vor-
sitzenden, dem Vizepräsidenten der Deutschen Bundesbank, Staats-
minister a. D. Troeger,  auch als Troeger-Kommission  bezeichnet wurde, 
konstituierte sich am 20. März 1964 und legte Anfang 1966 ihr Gut-
achten vor, das als eines der wichtigsten Dokumente für innenpolitische 
Ordnung der Bundesrepublik in der Gegenwart bezeichnet wi rd 1 2 . Die 
Kommission hat nicht nur eine Konzeption zur Neugestaltung der in-
stitutionell-innenpolitischen Ordnung der Bundesrepublik vorgelegt, sie 
hat notwendigerweise auch eine Fülle von Problemen in die Diskussion 

1 0 Abgedruckt, in : Meyers,  K lare Aufgabenteilung zwischen Bund und 
Ländern (1963), S. 21. 

1 1 Gutachten über die Finanzreform in der Bundesrepublik Deutschland 
(Vorwort TZ 8). I m folgenden „Kommission" und „Troeger-Gutachten" 
genannt, w i r d nach Textziffern,  abgekürzt „Tz" zi t iert ; die von der Kom-
mission vorgeschlagenen Verfassungsbestimmungen werden durch den Zu-
satz „Kommissionsentwurf"  abgekürzt „ K E " gekennzeichnet. 

1 2 Vgl. Lauf  er,  Kooperativer Föderalismus, S. 31; Wagner,  DÖV 1968, 
S. 608. 


